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m Pranger stehen die TK-Netzbetreiber,

die – so ein immer wieder zu vernehmen-

der Vorwurf in den Blogs und Foren der „Com-

munity“ – das offene, egalitäre und innovative

Internet zerstören wollten.

Daran ist abseits aller rhetorischen Übertreibun-

gen zumindest eines richtig: Die Telcos – Kon-

zerne wie die Deutsche Telekom – rütteln in der

Tat an dem grundlegenden Prinzip der Netz-

neutralität, wonach alle Datenpakete im Netz

stets gleich zu behandeln seien. Nur: Sie haben

dazu einigen Anlass und gute Gründe. Denn

sowohl in technischer Hinsicht wie auch unter

wirtschaftlichen Erwägungen könnte ein bloßes

„Weiter so!“ im Internet fatale Konsequenzen

haben – und dies nicht nur für die TK-Branche,

sondern auch für die Funktionsfähigkeit des In-

ternet und die Qualität der darüber angebote-

nen Dienste.

Heute schon funktioniert das Netz nicht mehr

durchgängig so, wie es sollte. Es leidet zuneh-

mend an Verstopfung. Davon wissen alle ein

Lied zu singen, die schon einmal am Freitag-

abend ein Video im Netz anschauen oder über

das Internet ein Telefongespräch führen wollten,

aber nur ruckelige Bildfolgen zu sehen und zu-

sammenhanglose Wortfetzen zu hören beka-

men.

Einer viel zitierten Prognose der Ausrüsterfirma

Cisco zufolge wird sich das Datenvolumen im

gesamten Netz bis zum Jahr 2014 vervierfachen.

Hält der Ausbau der Kapazitäten damit nicht

Schritt, so dürften „Stauungen und Verdichtun-

gen“, wie wir sie von den Autobahnen her ken-

nen, mehr und mehr auch im Internet zum All-

tag werden. Unter den Bedingungen strikter

Netzneutralität – „alle Bits sind gleich“ – stün-

den dann alle Datenpakete gleichberechtigt in

der Warteschlange. Dies mag zwar egalitär und

gerecht anmuten, vernünftig wäre es aber kei-

neswegs.

Fortsetzung auf Seite 4
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Bremen: Sen. OV FB 9/10: Treff jed. 1. Die. im Mon.,
16 Uhr, DGB-Haus, Bhf-Platz.
Heidelberg: BeG Sen., FB 9, jed. 2. Mittw. im Monat,
15 Uhr, Gaststätte „Löwenkeller“, Rohrbacher Str. 92.
Kaiserslautern: BeG Sen. FB 9/10: Mitgliedertreff mit
Infos und Plaudern jed. 1. Mittw. im Mo. um 15:30 Uhr
im Vereinsheim des Eisenbahner-Sportclubs West, Vo-
gelwoogstr. 59.
Kassel: BeG P/T, am 26. Mai Busfahrt nach
Gersfeld/Rhön. Treffen mit den Fuldaer Kollegen. Ab-
fahrt: 07:30 Uhr Parkplatz Auestadion/Auesporthalle.
Lübeck: BeG der DT TS Nord, FB 9, Bereich Lübeck.
Treff jed. 1. Mi. im Mon., 16:30 Uhr, Fackenburger Al-
lee 31, Raum V153.
Münster: BeG Pb/P/T Sen. 4. April Jahreshauptversamm-
lung der BeG, um 15 Uhr im Casino der Telekom, Dahl-
weg 100, Kontakt: Hans W. Roth, Tel. 0251/235381. Am
14. April gemeinsames Frühstück. Am 1. Mai Maikund-
gebung des DGB in Münster, Rathausinnenhof. Am 2.
Mai Infonachmittag, Thema: Ernährungsberatung für Se-
nioren, 15 Uhr, Casino der Telekom.
Neuss: Sen. Kreis Neuss: Sprechst. in der ver.di-Ge-
schäftsst., Hammer Landstr. 5, 3. Etage; immer 1. Mo.
im Mon., 10 bis 12 Uhr. Am 11. April: 15 Uhr, Haus
NOAH Neuss, Berghäuschensweg 28a: Vorstand, VL,
Gesprächsrunde für Mitglieder.
Nürnberg: BeG Sen. Nürnberg/Schwabach/Roth/Lauf,
FB 1,9,10, Vers. jew. 1. Do. im Mon., 14.30 Uhr, Gast-
stätte „Genossenschaftssaalbau“, Matthäus-Hermann-
Platz 2. Am 7. April Jahreshauptvers. ab 14.30 Uhr. Ein-
schreiben für die Maifahrt am 26. Mai. 1. Mai: Treffen
am Kornmarkt, 11 Uhr.
Oldenburg: Sen OV FB 9/10 Gruppen: Digitalfotos am
2. Die. jeden Mon., 9 Uhr im „Ambiente“-Vereinslokal
des PostSportVereins, Oldenburg, Alexanderstr. 488;
Basteln, Malen, Klönen, Skat am 2. Die. jeden Mon., 9
Uhr in den Dragoner Stuben, Bundeswehrgelände, Ol-
denburg, Ulmenstr.; Jakkolo alle 3 Wochen, Kegeln alle
4 Wochen, Auskunft Punke 0441-505137; Fahrten:
Auskunft Lojowsky 0441-301069.
Ortenau: BeG Sen. P/T: Sprechst. jeden Mittw., 11-12
Uhr, ver.di-Geschäftsst., Offenburg, Okenstr. 1c, auch
tel.: 07 81/91 71 14.
Ulm Neu-Ulm: BeG VE P/T, 7. April Monatstreff um
14.30 Uhr, „Krone“, Ulm-Söflingen.
Weiden: BeG Sen. Nordoberpfalz FB 9/10: Monatsvers.
immer am 1. Mittw. im Monat, 14 Uhr, Gaststätte Bräu-
stüberl.
Werra-Meißner: BeG Sen. P/T, Info-Veranstaltung, 7.
April., 14 Uhr, Gaststätte Rost, Eschwege/Niddawitz-
hausen.
Wolfenbüttel: Sen. OV FB 9/10: Sprechst. Jed. Mittw.
für ver.di-Mitgl. 9.30 bis 12 Uhr, ver.di-Büro, 1. Etage,
Rosenwall 1, ver.di-Lohnsteuer-Service: 05331/882680.

Redaktionsschluss
nächstes Heft: 21. März 2011
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T- Mobile US

Kampagne wird
internationaler
Der Kampagne von der Communications Wor-
kers of America CWA und ver.di, zur Durchset-
zung von Gewerkschaftsrechten bei der T-Mo-
bile US, haben sich nun auch der Deutsche
Gewerkschaftsbund (DGB), UNI Global Union
und der Internationale Gewerkschaftbund
(IGB) angeschlossen.

emeinsam werden diese Organisationen weltweit

auf die Missstände in den USA aufmerksam machen

und den Druck auf das Management in den USA und den

Konzernvorstand in Deutschland erhöhen.

Am 14. Februar trafen sich Repräsentanten dieser Organi-

sationen in Berlin, um die gemeinsame Kampagne zu kon-

zipieren und um die nächsten Aktionsschritte zu erarbeiten.

Michael Sommer, Vorsitzender des DGB und des IGB (in

dem Organisationen aus 151 Ländern der Welt vertreten

sind, die 176 Millionen Mitglieder repräsentieren) hat ver.di

und CWA, die volle Unterstützung des IGB zugesagt.

Sharron Burrow, Generalsekretärin des IGB und Larry Co-

hen, Präsident der CWA, leiteten gemeinsam mit Lothar

Schröder, ver.di-Bundesvorstand, die erste Tagung, um die

nächsten Schritte zu organisieren. Christy Hoffmann, Vize-

Generalsekretärin der UNI Global Union (900 Gewerk-

schaften mit 20 Millionen Mitgliedern) und Marcus Court-

ney, Leiter UNI Telekom, sagten ebenfalls zu, die Kraft und

Solidarität der UNI Global Union in dieses Projekt einzu-

bringen. So wird UNI Global Union z. B. über das Büro in

Brüssel, die Koordination der Kampagne übernehmen.

Bei dem Treffen in Berlin wurden verschiedene Aktions-

schwerpunkte, die in den nächsten Monaten gemeinsam

weltweit angegangen werden, festgelegt. So soll u. a. mit

Investoren über die Haltung der Telekom in den USA dis-

kutiert werden.

Weitere Schwerpunkte sind Besuche deutscher Botschaften

in den Ländern, in denen die Telekom ebenfalls agiert.

Nicht nur in den USA, auch in anderen Ländern verhält sich

die Telekom gegenüber den Beschäftigten, nicht wie man

es von einem Konzern, der weltweit agiert, erwarten muss.

Treffen mit Politikern in Europa und den USA sind Teil der

Kampagne, um auf das gewerkschaftsfeindliche Verhalten

der Telekom aufmerksam zu machen.

Ado Wilhelm
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ie Diskussion um das Pro und Contra der

Netzneutralität wird heftig geführt und po-

larisiert die „Netzgemeinde“: Während die einen

beharrlich die Gleichbehandlung aller Daten-

schnipsel bei der Übertragung in den Netzen

einfordern, verweisen die anderen auf die ex-

trem teuren Netzkapazitäten die es braucht, die-

sen Anspruch zu befriedigen. Das Netz bräuchte

exorbitante Kapazitätsreserven, so dass auch zu

Spitzenzeiten die gleiche Übertragungsqualität

wie zu normalen Zeiten garantiert wäre. Diese

Netzkapazitäten kosten extrem viel Geld und

bräuchten permanente Erweiterung. Profitable

Geschäftsmodelle wären unmöglich, weil die

Netzneutralität ein Netzmanagement der Be-

treiber nicht zuließe. Der Werbefilm müsste ge-

nauso schnell durch das Netz geleitet werden,

wie ein Notruf.

Die Netzbetreiber brauchen dringend differen-

zierbare Geschäftsmodelle, die sie mit der Mög-

lichkeit durch „Netzmanagement“ bekämen.

Dabei sollte das Netzmanagement nicht verteu-

felt werden. Es verhilft den Netzbetreibern die

Übertragung von Bits und Bytes so zu organsie-

ren, dass die Gefahr von Netzausfällen mini-

miert werden. Eine Diskriminierung von Daten-

inhalten bliebe weiterhin verboten!

Es darf nicht sein, dass die Netzbetreiber die Ba-

sis des Internets bereit stellen, bei der Wert-

schöpfung jedoch im Schatten der Googles und

Ebays unter gehen.

Und eines muss auch klar sein: Solange die Netz-

betreiber das Bindegewebe des Internets nicht

rentabel genug betreiben, werden dringend be-

nötigte Investitionen in den Ausbau der Netz-

kapazitäten und in moderne Glasfaseranschlüsse

nicht erfolgen. Somit hemmt eine bedingungs-

lose Netzneutralität den Breitbandausbau und

erhöht die Gefahr von Netzüberlastungen und

damit von Ausfällen. Lothar Schröder

Netzneutralität hemmt
Breitbandausbau

wanzig Jahre nachdem auf Grundlage der

Zweiten Postreform die Privatisierung der

„grauen Post“ zur Deutschen Telekom AG um-

gesetzt wurde, reiben sich die Menschen beim

Rückblick über die rasante Geschichte des TK-

Marktes in Deutschland verwundert die Au-

gen. Im Jahr 2015 ist das gesamte Festnetz der

Bundesrepublik wieder unter staatlicher Kon-

trolle.

Industrie, Politik und Wissenschaft sahen zur

Rückführung des Festnetzes in die Zuständig-

keit des Bundes keine Alternative. Deutschland

musste endlich wieder fit für den globalen

Wettbewerb werden und verlorenen Boden gut

machen.

Selbst der Widerstand der Netzbetreiber gegen

die Rückführung der TK-Netze war nur halbher-

zig, denn die Netzinfrastruktur war ihnen mehr

und mehr zum Ballast geworden.

Doch wie konnte es soweit kommen?

Experten kumulieren die Ursachen auf vier

Punkte:

1.Die Regulierungspolitik fixierte in erster Linie

eine utopische Wettbewerbsvielfalt und nied-

rigste Preise für den Verbraucher. Die Margen

für die Netzbetreiber wurden unattraktiv. Üp-

pige Gewinne wurden nur bei den Internet-

firmen gemacht.

2.Als sich die Lobby bei der Frage um eine strikte

Netzneutralität durchsetzte, wurde den Netz-

betreibern die Grundlage für ein effizientes

Netzmanagement entzogen. Es mussten

enorm teure Reserven bei den Netzkapazitä-

ten geschaffen werden.

3.Die dringend notwendigen Investitionen der

Netzbetreiber für einen flächendeckenden

Breitbandausbau unterblieben jedoch. Sub-

ventionen und nennenswerte Förderungen

seitens der öffentlichen Hand blieben aus.

4.Laut OECD-Analysen hat Deutschland mehr

und mehr an Wirtschaftskraft und Attrakti-

vität als Standort für die Industrie verloren.

Ursache war die unzureichende TK-Infra-

struktur.

Da blieb nur noch die Rolle rückwärts: Im Jahr

2015 ist das Festnetz wieder unter staatlicher

Kontrolle.

Christoph Heil

Zurück in die Zukunft
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Freiheit
von Angst

ir erwarten Neutralität ge-

genüber gewerkschaftlichem

Engagement, Anstand im Umgang

mit dem eigenen Personal und ein

angstfreies Arbeitsumfeld bei der T-

Mobile USA. Das ist die Botschaft des

internationalen Bundes Freier Ge-

werkschaften an die Deutsche Tele-

kom. Der größte Gewerkschaftsbund

der Welt will die amerikanischen Ge-

werkschaften und die T-Mobile-

Arbeitgeber in den USA mit einer

Kampagne unterstützen, die Arbeits-

bedingungen bei T-Mobile USA durch

ein gemeinsames gewerkschaftliches

Handeln zu verbessern.

Damit beschäftigt das gewerkschafts-

feindliche Verhalten von T-Mobile USA

nicht nur die amerikanischen Gewerk-

schaften. Gemeinsam mit ver.di wurde

die TU workers union gegründet. Jetzt

unterstützt eine Solidaritätskampagne

hunderte Gewerkschaften dieser Welt

dabei, gegen die Gewerkschaftsver-

meidungsanstrengungen von T-Mobile

USA vorzugehen. Die amerikanische

Arbeitsministerin unterstützte die Be-

schlusskonferenz mit einem leiden-

schaftlichen Appell dafür zu sorgen,

dass gewerkschaftliche Repräsentanz

in noch mehr Unternehmen in den

USA verankert wird.

W

Auf dem Foto:

Hilda Solis – Arbeitsministerin der USA

– und Lothar Schröder – Leiter des Bun-

desfachbereichs TK/IT beim ver.di Bun-

desvorstand.

D
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ährend eine E-Mail einige Sekunden Zeitverzug beim Transport ver-

kraften kann, ohne Qualitätseinbußen zu erleiden, ist das bei Fern-

sehübertragungen, Telefonaten oder auch Onlinespielen via Internet mitnich-

ten der Fall. Allein schon weil es unterschiedlich „qualitätssensitive“ Dienste

gibt, die allesamt über eine gemeinsame Infrastruktur realisiert werden, lässt

sich das strenge Gebot von der Gleichbehandlung aller Datenpakete immer we-

niger rechtfertigen.

Um ihren Kunden auch künftig bestimmte Dienste mit einer garantierten Qua-

lität offerieren zu können, plädieren Netzbetreiber für Vorfahrtsregeln, welche

im Falle eines Staus etwa einem Sprachsignal Priorität gegenüber einem Da-

teidownload ermöglichen. Und spätestens mit den Netzen der neuen Genera-

tion (NGN) verfügen die Telcos auch über die technischen Möglichkeiten, Da-

tenpakete unterschiedlich zu lenken und Schwächen der bisherigen

Internet-Architektur zu überwinden. Diese habe, so der Informatikberater und

Publizist Rainer Fischbach, „viele Nachteile. Sie ist ineffizient, und sie ist sehr

verwundbar. Es ist einfach sinnvoll, die unterschiedlichen Anforderungen nach

ihren Anforderungen an die Übertragungsqualität zu unterscheiden!“ (Telepolis

06.03.2009)

Allerdings stünden bereits solche Differenzierungen im Widerspruch zum Ide-

albild der Netzneutralität. Bliebe dieses aufrecht erhalten und würde es gar zur

gesetzlichen Verpflichtung für Netzbetreiber erhoben, so wären die Telcos ge-

zwungen, ihre Netze künstlich „dumm“ zu halten und dürften von den ver-

fügbaren technischen Optionen zur Qualitätsgarantie keinen Gebrauch ma-

chen. Tatsächlich plädieren Verfechter der Netzneutralität für „stupid

networks“, die im Wesentlichen nur schlichte Röhren zur Durchleitung von Bits

zu sein hätten. Dass TK-Netzbetreiber einer solchen Perspektive nur wenig ab-

gewinnen können, vermag kaum zu überraschen. Denn unter der Zukunfts-

formel NGN bauen sie derzeit ja gerade an „intelligenten Netzen“, dem exak-

ten Gegenmodell also.

Aber es sind beileibe nicht nur einander widersprechende technische Gestal-

tungsprinzipien, die die Kontrahenten in Sachen Netzneutralität voneinander

trennen. Mehr noch geht es um wirtschaftliche Interessen, um die Frage vor al-

lem, wo die Wertschöpfung im Internet künftig stattfindet. Und auch hier ha-

ben die Telcos allen Grund, beunruhigt zu sein. Denn bislang profitieren sie nur

wenig von der zunehmenden Auslastung ihrer Netze. „An den explosionsar-

tig wachsenden digitalen Produkten und Diensten verdienen primär andere. Es

sind in erster Linie die Content-Provider, Internet-Giganten wie Google oder

Apple … Sie ziehen Studien zufolge zwei Drittel aller per Internetnutzung ge-

nerierten Erlöse an sich“, wie die Börsenzeitung (10.02.2011) vermeldet.

Gleichzeitig wird von den TK-Netzbetreibern aber erwartet, dass sie ihre Infra-

strukturen mit hohem Kostenaufwand modernisieren und den Breitbandaus-

bau rascher als bisher vorantreiben.

Diese objektive Klemme, in die die TK-Konzerne geraten sind, blenden harte

Befürworter von Netzneutralität gern aus ihren Betrachtungen aus. Stattdes-

sen werden Unternehmen wie die Deutsche Telekom in der Debatte nicht sel-

Kampf um Netzneutralität

Konflikt
um knappe
Ressourcen
W

Interview
mit Wolfgang Kopf

Leiter Politik und Regulie-

rung der Deutschen Telekom

� Netzneutralität bedeutet – vereinfacht
formuliert – die Gleichbehandlung aller
Datenpakete im Internet. Warum haben
TK-Netzbetreiber wie die Telekom mit
diesem Prinzip Probleme?

Was heißt Gleichbehandlung? 3 Prozent der Nutzer ver-

ursachen 53% des Datenverkehrs und die Anforde-

rungen von verschiedenen Anwendungen an die Über-

tragungsqualität sind sehr unterschiedlich. Die

Reduktion der Netzneutralität auf die Forderung nach

strikter Gleichbehandlung aller Datenpakete würde

dazu führen, dass qualitätsempfindliche Internetdienste

wie Videokonferenzen nicht in der von unseren Kunden

geforderten Qualität angeboten werden könnten. Der

Datenverkehr im Festnetz wird sich bis 2014 verfünf-

fachen, in den Mobilfunknetzen sogar versechzehnfa-

chen. Die Gefahr von Staus im Internet wird damit

täglich greifbarer. In Spitzenzeiten können unter-

schiedliche Qualitätsstufen dafür sorgen, dass emp-

findliche Dienste bevorzugt transportiert werden. Nur

über ein solches Netzwerkmanagement kann sicher-

gestellt werden, dass das Internet funktionsfähig bleibt

und neue, qualitätsempfindliche Dienste entstehen

können.

� Wenn die TK-Netzbetreiber künftig Daten-
pakete auf ihren Inhalt hin überprüfen, um
sie unterschiedlich zu transportieren – droht
dann im Internet nicht Zensur?

Um das Netz über Qualitätsstufen effizient zu mana-

gen, müssen die Inhalte nicht analysiert werden. Nicht

die Netzbetreiber entscheiden über die Transportqua-

lität von spezifischen Diensten und Inhalten, sondern

die Kunden. Die Deutsche Telekom wird alle Qualitäts-

stufen diskriminierungsfrei anbieten. Zensur ist also

nicht zu befürchten.

� Was hat die Auseinandersetzung um Netz-
neutralität mit dem Breitbandausbau zu
tun?

Die Netzbetreiber müssen ihre Infrastrukturen massiv

ausbauen, um dem steigenden Datenaufkommen ge-

recht zu werden. Gleichzeitig sind die Umsätze mit Te-

lekommunikationsdienstleistungen aber dramatisch
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ten in einer Weise adressiert, als ob es sich bei ihnen noch immer um staatli-

che, auf Daseinsvorsorge und Gleichbehandlung ihrer Kunden verpflichtete, mit

Monopolrechten ausgestattete und an gemeinwohlorientierten Investitions-

kalkülen ausgerichtete Unternehmen handelte.

Ein solches Bild taugt jedoch seit der neoliberalen Umwälzung des TK-Sektors

in den 1980er und 1990er Jahren allenfalls noch als nostalgische Erinnerung.

Heute befindet sich etwa die Deutsche Telekom mehrheitlich im Besitz priva-

ter Anleger und sieht sich in allen ihren Geschäftsfeldern einer harten Kon-

kurrenz und einem misstrauischen Regulierer ausgesetzt. Das Management ori-

entiert sich in seinen Handlungsleitlinien vorrangig an den launischen Vorgaben

der Kapitalmärkte. Dies mag man bedauern, auf absehbare Zeit jedoch dürfte

sich unter den gegebenen Rahmenbedingungen wenig – zumindest wenig

Grundsätzliches – daran ändern lassen.

Vor diesem Hintergrund wäre es nun wenig einleuchtend, wollte man den Tel-

cos, das Banner der Netzneutralität hoch haltend, mögliche Auswege aus

dem Dilemma rückläufiger Erlöse bei wachsenden Investitionsbedarfen im

Netz verbauen. Vor allem zwei Lösungsansätze lassen sich hier ausmachen: Zum

einen die Überlegung, Internet-Giganten wie Google und Facebook, die in ho-

hem Maße zur Auslastung der Netze beitragen, damit kräftig verdienen und

nicht zufällig zu den engagiertesten Befürwortern der Netzneutralität zählen,

künftig in stärkerem Maße an den Kosten des Netzausbaus zu beteiligen. Eine

zweite Option wäre die Entwicklung und Vermarktung differenzierter Ge-

schäftsmodelle für Kundengruppen, die auf qualitativ hochwertige, datenin-

tensive und garantiert stabile Dienste – z.B. im „Cloud Computing“ – ange-

wiesen und bereit sind, für solche auch einen höheren Preis zu entrichten.

Mit der reinen Lehre der Netzneutralität sind derlei Ansätze kaum zu verein-

baren. Gleichwohl werden sie gangbar gemacht werden müssen, allein schon,

um die Investitionsbereitschaft der Netzbetreiber in puncto Breitbandausbau

endlich auf Touren zu bringen. Denn die Auseinandersetzung um Netzneutra-

lität ist im Kern ein Konflikt um knappe Ressourcen. Und es gibt darum wohl

nur einen Weg, diesen Konflikt zu entschärfen: Eine rasche und massive Aus-

weitung der Netzkapazitäten. Soll das Netz wirklich offen bleiben, so ist „Glas-

faser für alle!“ allemal wichtiger als das Festhalten an einem hehren Prinzip.

Michael Schwemmle
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gesunken. Die Inhalteanbieter schicken immer größere

Datenvolumen durch die Netze – ohne sich entschei-

dend an den Kosten für den Ausbau zu beteiligen. Der

Netzausbau wird dadurch allein vom Endkunden fi-

nanziert. Neue Geschäftsmodelle, die auf Qualitäts-

und Preisdifferenzierung aufbauen, ermöglichen mehr

Geld in den Breitbandausbau zu investieren. Davon

profitieren alle Internetnutzer und es kann so vermie-

den werden, dass der Durchschnittsverbraucher den In-

tensivnutzer subventionieren muss.

� Gesetzt den Fall, es wird zu immer mehr
teuren „Premium-Angeboten“ im Netz
kommen: Wie lässt sich dann verhindern,
dass das „normale“ Internet, auf das die
Mehrheit der Bevölkerung angewiesen ist,
zunehmend verkümmert?

Mit der Einführung von zusätzlichen Qualitätsstufen

wird die Angebotsvielfalt für die Kunden erweitert und

nicht das bestehende Internetangebot beschnitten.

Dienste wie E-Mail oder das Aufrufen von Seiten wer-

den auch weiterhin nichts extra kosten. Zusätzlich ent-

stehen weitere, kostenpflichtige Premiumdienste, die es

im Internet ja auch heute schon gibt. Dadurch haben

die Netzbetreiber zusätzliche Einnahmemöglichkeiten,

um das Netz für alle Nutzer weiter auszubauen.

� Wie bewerten Sie – aus der Interessenlage
eines TK-Netzbetreibers – die Entwicklung
der Debatte um Netzneutralität in Deutsch-
land? Erwarten Sie neue gesetzliche Maß-
nahmen?

Die Debatte ist in den USA von den Internetunterneh-

men losgetreten worden um ihre Geschäftsmodelle

abzusichern. Diese basieren darauf, dass nicht in eigene

Infrastruktur investiert werden muss solange die Tele-

kommunikationsinfrastruktur ohne Kosten- oder Risi-

kobeteiligung genutzt werden kann. Die anfänglich

sehr emotionale Debatte ist insgesamt deutlich sachli-

cher geworden. Die Debatte zeigt aber auch, welche

Bedeutung das Internet für die Gesellschaft inzwischen

hat.

Nach Umsetzung der EU Vorgaben im TKG wird die Re-

gulierungsbehörde zukünftig die Kompetenz haben,

bei Wettbewerbsversagen und damit einhergehenden

Verschlechterungen der Dienstqualität, Mindeststan-

dards festzulegen. Soweit wird es aber nicht kommen

müssen: Der Wettbewerb funktioniert, das Internet

wird täglich vielfältiger und der Kunde wird entschei-

den, welche Dienste und Produkte sich durchsetzen,

welche Inhalte er sehen will und welchen Preis ihm eine

gesicherte Übertragungsqualität wert ist.

KOMM 3/2011
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Start in die Tarifrunde
2011 bei IBM

Beteiligungs-
orientierte
Forderungs-
findung

Bei IBM haben im Februar die
Vorbereitungen für die Tarif-
runde 2011 begonnen. Der
erste Schritt ist eine beteili-
gungsorientierte Forderungs-
findung.

m Unternehmen hat sich in den

letzten Jahren viel getan: ver.di

ist stärker geworden. Jetzt geht es

darum, die Mitglieder in der anste-

henden Tarifrunde mitzunehmen

und neue Mitglieder zu gewinnen.

In vielen IBM-Lokationen in

Deutschland fanden Informations-

und Diskussionsveranstaltungen

statt. Die Teilnehmerinnen und Teil-

nehmer diskutierten die Situation

in der Branche und bei IBM. Inner-

halb von etwas mehr als zwei Wo-

chen gab es Forderungsempfeh-

lungen aus Mainz, Ehningen bei

Stuttgart, Hamburg, Frankfurt, Ber-

lin und Hannover. Auch online

konnte ein Input gegeben werden.

Schon jetzt ist deutlich: Den Mit-

gliedern ist es wichtig, dass das Ver-

handlungsergebnis auch eine Kom-

ponente enthält, die sicherstellt,

dass eine Tariferhöhung trotz eines

übertariflichen Gehaltsprogramms

– wie es in der IBM existiert – spür-

bar bleibt.

Wie das Ergebnis am Ende aussieht,

hängt auch von einer weiteren Er-

höhung des Organisationsgrades

ab.

Bert Stach

Tarifrunde

Beschäftigte
wehren sich

Die Tarifauseinandersetzungen zwischen ver.di
und der Telekom waren bundesweit von Warn-
streiks begleitet. Die Beschäftigten bei der Deut-
schen Telekom AG, der Telekom Deutschland
GmbH und den drei T-Service-Gesellschaften ha-
ben gezeigt, dass sie sich wehren können. Die
Streikteilnahme war super! Auch andere Berei-
che unterstützten die Aktionen.

I
Leipzig Hamburg

Friedrichshafen, Foto: Adele Bruno

Bremen

München

Köln

Suhl, Foto: Steffen Hübner Würzburg
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Telekom Standorte

Ein zähes
Ringen
Auch eine weitere Sitzung des
zentralen Standortausschusses
hat kein Ergebnis gebracht. Le-
diglich für Vertrieb und Service
Deutschland (VSD) wurde die
Erörterung im Konzernstand-
ortausschuss Mitte März fort-
gesetzt. Zwischenzeitlich (nach
Redaktionsschluss) wurde er-
neut versucht, Lösungen zu er-
arbeiten.

ür den Bereich Informati-

onstechnik (IT) konnten die

Parteien keine einvernehmliche

Empfehlung abgeben. Die Ar-

beitgeberseite strebt nun Ver-

handlungen mit dem Betriebsrat

IT an. Ziel soll sein, möglichst

schnell mit Verhandlungen zum

Interessenausgleich und zum So-

zialplan zu starten.

Auch eine initiierte „Bürgermeis-

terkonferenz“ betroffener Städte

und Gemeinden, die im Januar

stattfinden sollte, wurde abge-

sagt, weil sich seitens der Telekom

keine adäquaten Gesprächspart-

ner aus Sicht der Bürgermeister

der Diskussion stellten.

Die Aktionen der Beschäftigten

gehen weiter. Spontane Protest-

aktionen, aktive Mittagspausen

und andere phantasievolle Aktio-

nen machen deutlich, dass sie sich

gegen die Kahlschlagpolitik wei-

terhin wehren.

Jürgen Richter

F

Friedrichshafen, Foto: Adele Bruno
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Das Ziel der Bundesregierung alle Haushalte
in Deutschland bis Ende 2010 wenigstens
mit einer Bandbreite von 1 Mbit/sek. zu
versorgen, ist nicht erreicht. Von einer flä-
chendeckenden, hoch leistungsfähigen TK-
Infrastruktur (50 Mbit/sek. und mehr), wie
es sich die Europäische Union auf die Fahne
geschrieben hat, ist Deutschland weit ent-
fernt. Doch der Breitbandausbau wird drin-
gend gebraucht, weil er Arbeitsplätze si-
chert und neue schafft. Entsprechend
müssen regulatorische Rahmenbedingun-
gen geschaffen werden, die den Ausbau
antreiben.

� Förderpraxis
Breitbandinvestitionen in der Fläche sind extrem

teuer. Die Nachfrage nach breitbandigen Pro-

dukten ist nicht überall garantiert. Auch ist vie-

lerorts unklar, ob und wann sich die Investitionen

amortisieren. Um die Risiken zu senken und In-

vestitionsanreize zu geben, müsste gezielt ge-

fördert werden. Dies könnte durch die Erstellung

von Leerrohrkapazitäten oder durch eine zweck-

gebundene finanzielle Förderung erfolgen. Doch

der Bund hält sich zurück und setzt bei der Fi-

nanzierung des Breitbandausbaus fast aus-

schließlich auf die Wirtschaft.

ver.di setzt sich für ein Umdenken ein. Die öf-

fentliche Hand muss sehr viel mehr und geziel-

ter fördern.

� Telekommunikationsgesetz
Ein modernisiertes Telekommunikationsgesetz

(TKG), wie es gerade dem Kabinett im Entwurf

vorgelegt wurde, soll bessere Rahmenbedin-

gungen für Investitionen in den Breitbandausbau

schaffen. Die Ansätze im Gesetzentwurf sind

gut, reichen aber nicht weit genug. Z. B. sieht

der Gesetzgeber Möglichkeiten vor, Investiti-

onsrisiken mit Wettbewerbern zu teilen, z. B. bei

der kostenintensiven Errichtung von Multifunk-

tionsgehäusen. Aber für eine grundlegende För-

derung des flächendeckenden Ausbaus von

Breitband, z. B. durch die Verlegung von Leer-

rohren, wird im Entwurf kein Raum geschaffen.

Darüber hinaus zeugt das Festhalten an dem

Prinzip der Vorabregulierung nicht von Vertrauen

in die Branche.

ver.di sieht keinen Grund, regulierend in Ko-

operationen zur Errichtung von Breitbandinfra-

strukturen einzugreifen. Funktionieren sie nicht,

kann schließlich die Bundesnetzagentur als

„Schiedsrichter“ eingeschaltet werden.

� Moderner Universaldienst
Ein Universaldienst als Grundversorgungsan-

spruch zu Lasten eines einzelnen großen Netz-

betreibers ist wegen der Wettbewerbssituation

weder angemessen, noch finanzierbar. Statt-

dessen ist ein moderner Universaldienst erfor-

derlich, der bestimmte Zugangs-Standards als

Grundversorgung definiert und die Erstellung

entsprechende Anschlüsse den Netzbetreibern

überlässt. So könnten z.B. die Rentabilitätslü-

cken, die sich zwischen den Kosten für die Er-

stellung und den zu erwartenden Erträgen er-

geben, durch Umlagen finanziert werden.

� Roaming
Telefonieren im Ausland kann teuer werden, denn

zu den normalen Telefonkosten kommen Ver-

mittlungsentgelte, die bei der Weiterleitung von

einheimischen zu ausländischen Netzbetreibern

fällig werden. Die EU-Kommission sieht diese Ent-

gelte für nicht gerechtfertigt an und erwägt die

gänzliche Abschaffung von Roaming-Gebühren.

Damit würden Erträge entfallen, die möglicher

weise bei den notwendigen Investitionen in mo-

derne LTE-Mobilfunkstandorte fehlen.

ver.di setzt sich für eine vorsichtige Regulierung

ein, die den Mobilfunkbetreibern genug Zeit

lässt, sich auf neue Rahmenbedingungen ein-

zustellen.

Christoph Heil

Regulierung

Aktuelle Themen in der
Regulierungspolitik

Telekom

Neue
Festlegung
der
TAL-Entgelte

Die Bundesnetzagentur prüft der-

zeit einen Antrag der Telekom, die

Entgelte für die Überlassung von

Teilnehmeranschlussleitungen

(TAL) auf Kupferbasis herauf zu

setzen. Derzeit liegt das TAL-Ent-

gelt bei 10,20 Euro pro Monat

und Anschluss. Die Telekom be-

gründet ihren Antrag unter ande-

rem damit, dass die Rohstoffpreise

für Kupfer extrem gestiegen und

die Erstellung neuer TALs sehr viel

teurer geworden seien. Außerdem

sei die Kupfer-TAL wichtiger Be-

zugspunkt für die Preissetzung bei

Glasfaser-TAL´s. Eine erodierende

Kupfer-TAL würde auch den Preis

für eine Glasfaser-TAL beeinträch-

tigen. Sinkende Glasfaser-TAL-

Entgelte machen weitere Investi-

tionen in den Ausbau von

Glasfaseranschlüssen unattraktiv.

ver.di hat in einer Anhörung die

Bundesnetzagentur darauf hinge-

wiesen, dass der stetige Preisver-

fall am TK-Markt einen hohen

Druck auf die Telekom ausübt, die

sich gezwungen sieht wegbre-

chende Erträge durch Kostenein-

sparungen zu amortisieren. Diese

Einsparungen schlagen in der Re-

gel bei den Beschäftigten in Form

von Standortkonzentrationen und

Arbeitsplatzabbau ein. Eine TAL-

Entgelt-Festlegung muss diesem

Umstand Rechnung tragen. Eine

Erhöhung der TAL-Entgelte

könnte mittelbar den Effizienz-

druck von den Beschäftigten neh-

men und wichtige Signale für den

Breitbandausbau senden.

Christoph Heil


